
Absch ritt 

Bescheinigung gemäß § 54 I GmbHG 

Der unterzeichnete Notar bescheinigt hiermit, dass der nachstehend aufgeführte Wortlaut 

des Gesellschaftsvertrages der ParlamentwatchGmbH die durch meine Urkunde vom 

12.12.2017 - UR-Nr. 518/2017 - beschlossene Satzungsänderung enthält und dass diese 

mit dem dort enthaltenen Beschluss über die Änderung des Gesellschaftsvertrages 

übereinstimmt. 

Die unveränderten Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages stimmen mit dem zuletzt zum 

Handelsregister eingereichten, vollständigen Wortlaut des Gesellschaftsvertrages überein. 

Danach hat der Gesellschaftsvertrag nach Eintragung der beschlossenen Satzungsänderung 

in das Handelsregister den nachstehenden Wortlaut. 

Berlin, 12. Dezember 2017 

Az.: 235/16_01972-17 
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1. 

Allgemeine Bestimmungen 

1. Firma und Sitz der Gesellschaft 

1.1. Die Firma der Gesellschaft lautet: 

Parlamentwatch GmbH 

1.2. Si1z der Gesellschaft ist I-Iamburg. 

2. Gegenstand 

2.1. Gegenstand des Unternehmens ist die Förderung politischer Bildung sowie die Erbrin­
gung von damit zusammenhängenden Dienstleistungen. 

2.2. Die Gesellschaft ist zur Vornahme aller Handlungen und Maßnahmen berechtigt, die 
unmittelbar oder mittelbar zur Förderung des vorstehenden Unternehmensgegenstan­
des geeignet sind. 

2.3. Die Gesellschaft ist berechtigt, Zweigniederlassungen zu errichten, andere ihr ähnliche 
Unternehmen zu erwerben oder sich an solchen zu beteiligen. 

3. Stammkapital, Stammeinlagen 

3.1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

Euro 25.000,-

(in Worten: Euro fünfundzwanzigtausend). 

3.2. Die Starumeinlagen sind in bar zu leisten. Die Hälfte jeder Starumeinlage ist sofort 
faltig, der Rest nach Anforderung durch die Geschäftsführung auf grund eines Be­
schlusses der Gesellschafterversarumlung. 

4. Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

4.1. Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. 

4.2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

~ 

I 
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5. Bekanntmachungen 

Die Bekann1machungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im elektronischen 
Bundesanzeiger fiir die Bundesrepublik Deutschland. 

H. 

Geschäftsführung 

6. Vertretung der Gesellschaft 

6.1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Ist nur ein Geschäftsführer 
vorhanden, so vertritt er die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsflihrer bestellt, 
so wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer gemeinsam oder durch einen Ge­
schäftsführer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. 

6.2. Die Gesellschafterversanunlung kann auch bei mehreren Geschäftsführem einzelnen, 
mehreren oder allen Alleinvertretungsbefugnis erteilen. Sie kann Geschäftsführer von 
den Beschränkungend~s § 181 BGB befreien. 

6.3. Die Geschäfte der Gesellschaft werden von den Geschäftsflihrem nach Maßgabe des 
Gesetzes, dieses Gesellschaftsvertrages, den Anstellungsverträgen, der Geschäftsord­
nung (falls eine solche erlassen wird) und den v.on der Gesellschafterversammlung im 
Allgemeinen oder im Einzelfall gegebenen Weisungen geführt. 

6.4. Die Regeln über die Geschäftsführer gelten fiir Liquidatoren entsprechend. 

7. Zustimmungsbedürftige Rechtsgeschäfte 

7.1. Die Geschäftsführung bedarf zur Vomahme von Rechtsgeschäften und Maßnalunen, 
die über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der Gesellschaft hinausgehen und fiir die 
nachfolgend aufgeführten Rechtsgeschäfte und Maßnalunen der vorherigen Zustim­
mung der Gesellschafterversamm1ung sofern nicht solche Rechtsgeschäfte und Maß­
nahmen bereits vorab durch ein verabschiedetes Budget genehmigt worden sind: 

7.1.1. Gründung, Erwerb oder Veräußerung von Unternehmen (Geschäftsanteile, 
Aktien etc.) oder Teilbetrieben; 

7.1.2. Änderung von Gesellschaftsverträgen, Satzungen, Gesellschafterverträgen 
und ähnlichen Verträgen sowie Wahrnehmung von Gesellschafterrechten 
bei Gesellschaften, an denen eine Beteiligung besteht; 
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7.1.3. Eingehen, Beendigung oder Änderung von stillen Gesellschaften und Un­
terbeteiligungen bei der Gesellschaft oder anderen Unternehmen oder Ge­
sellschaften; 

7.1.4. Errichtung, Verlegung und Schließung von Niederlassungen und Betriebs­
stätten; 

7.1.5. Änderung der Tätigkeitsbereiche des von der Gesellschaft betriebenen Un­
ternehmens sowie die Beendigung und Neuaufnahme von Geschäftsfel­
dern; 

7.1.6. Übernahme von Bürgschaften, Garantien oder ähnlichen Haftungen außer­
halb des gewöhnlichen Geschäftsverkehrs; 

7.1. 7. Gewährung von Krediten, soweit sie im Einzelfall Euro 10.000,- oder, so­
weit im Sachzusammenhang stehend, in der Summe einen Betrag von Eu­
ro 10.000,- überschreiten, mit Ausnahme der üblichen Kundenkredite im 
normalen Geschäftsbetrieb; 

7.1.8. Eingehen von Verbindlichkeiten, soweit sie im Einzelfall Euro 10.000,­
oder in der Summe einen Betrag von Euro 15.000,- überschreiten, mit 
Ausnahme der üblichen Verbindlichkeiten im normalen Geschäftsbetrieb; 

7.1.9. Eingehen und Beendigung von Kredit-, Darlehensverträgen und sonstigen 
Finanzierungsverträgen mit Kreditinstituten von mehr als Euro 20.000,- im 
Einzelfall oder in der Summe, soweit diese einen Betrag von Euro 20.000,­

. übersteigt sowie Veränderungen des Kreditrahmens und außerplanmäßige 
Tilgungen; 

7.1.1 O. Abschluss von Miet-, Pacht- und Leasingverträgen sowie ähnlicher Ver­
träge, soweit diese Jahresleistungen im Einzelfall Euro 15.000,- über­
schreiten oder sie länger als zwei Jahre unkündbar sind; 

7.1.11. Termingeschäfte über Devisen, Wertpapiere und an Börsen gehandelten 
Waren und Rechten sowie sonstige Geschäfte mit derivativen Finanzin­
strumenten; 

7.1.12. 

7.1.13. 

7.1.14. 

Gewährung von Versorgungszusagenjeder Art; 

Erteilung und Widerruf von Prokuren sowie Vollmachten zur Vertretung 
der Gesellschaft für bestimmte Geschäftsbereiche; 

Abschluss, Änderung und Auflösung von Anstellungs- oder Beraterverträ­
gen; soweit die durch die Gesellschaft zu erbringende Gegenleistung (ein­
schließlich variabler Komponenten) einen Betrag von Euro 40.000,- p.a. 
übersteigt; 
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7.1.15. 

7.1.16. 

7.1.17. 

7.1.18. 

7.1.19. 

7.1.20. 

Zusage oder Gewährung von Tantiemen und Gratifikationen jeder Art au­
ßerhalb bestehender Anstellungsverträge (einschließlich der Gewährung 
von sog. "Stock Options"; Stock Appreciation Rights und dergl.), Gewäh­
rung von Darlehen an Geschäftsführer und Arbeitnehmer sowie Vorschüs­
se an Arbeitnehmer oder Mitarbeiter soweit sie einen Betrag von je Euro 
1.000,- übersteigen; 

Gewährung von Darlehen an Gesellschafter sowie der Abschluss aller 
son~tigen Verträge mit Gesellschaftern und/oder diesen nahe stehenden 
Personen; das gleiche gilt für Verträge jeder Art mit den Mitgliedern eines 
Organs der Gesellschaft und diesen nahe stehenden Personen; 

Abschluss, Änderung oder Beendigung von Firmentarifverträgen, Be­
triebsvereinbarungen (von erheblicher Bedeutung) sowie allgemeiner 
Grundsätze über die betriebliche Altersversorgung (Pensionszusagen); 

Einleitung und Beendigung von Rechtsstreitigkeiten, deren gerichtlicher 
Streitwert einen Betrag von Euro 10.000,- im Einzelfall übersteigt; 

Erwerb, Veräußerung und/oder Überlassung von Nutzungsrechten jegli­
cher Art an gewerblichen Schutzrechten einschließlich Urheberrechten o­
der sonstigen Schutzrechten sowie die Weitergabe von Know-how zur 
selbständigen Ausnutzung durch das Unternehmen und/oder durch Dritte, 
auch als Vergabe und Erwerb von Lizenzen, ebenso Änderungen von Ver­
trägen dazu; jeweils außerhalb des gewöhnlichen Geschäftsverkehrs; 

Geschäftsabschlüsse zwischen der Gesellschaft und den Geschäftsführern 
oder ihnen nahe stehenden Personen soweit nicht zwingendes Recht ent­
gegensteht. 

8. Entlastung der Geschäftsführung 

Über die Entlastung der Geschäftsführung beschließt die Gesellschafterversammlung 
zusammen mit der Beschlussfassung über den Bericht zum Jahresabschluss und über 
den Vorschlag zur Bilanzfeststellung und Gewinnverwendung. 

III. 

Gesellschafterversammlung 

9. Gesellschafterversammlung 
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Die Gesellschafterversammlung ist das oberste Organ der Gesellschaft. Sie ist für alle 
Angelegenheiten der Gesellschaft zuständig, die nicht ausdrücklich einem anderen Or­
gan durch Gesetz oder diesen Gesellschaftsvertrag überwiesen sind. 

10. Sitzungen und Beschlüsse 

10.1. Die Gesellschafterversammlung fmdet regelmäßig am Sitz der Gesellschaft oder am 
Sitz einer Tochtergesellschaft der Gesellschaft statt. Die Gesellschafterversammlung 
bestimmt jeweils mit einfacher Mehrheit einen Vorsitzenden ("Vorsitzender der Ge­
sellschafterversammlung"), der die Beratung und Abstimmung leitet und einen Proto­
kollführer benennt. 

1 0.2. Jede Gesellschafterversammlung ist durch die Geschäftsführung durch eingeschriebe­
nen Brief, Email oder Telefax an jeden Gesellschafter unter der der Gesellschaft zu­
letzt schriftlich bekannt gegebenen Anschrift mit einer Frist von mindestens 2 (zwei) 
Wochen einzuberufen. Der Lauf der Frist beginnt mit dem der Absendung des Telefax 

'bzw. der Aufgabe des eingeschriebenen Briefes folgenden Tag. Der Tag der Ver­
sammlung wird bei der Bereclmung der Frist nicht mitgezählt. Die Tagesordnung ist 
wenigstens 3 (drei) Tage vor der Gesellschafterversamm1ung in der für die Einberu­
fung vorgeschriebenen Weise anzukündigen. 

10.3. Mit Zustimmung aller Gesellschafter kann die Gesellschafterversammlung auch 
rechtswirksame Beschlüsse olme Einhaltung der vorstehenden Formen und Fristen 
fassen, wenn sämtliche Gesellschafter auf die Einhaltung der gesellschaftsvertraglich 
vorgesehenen Formen und Fristen verzichten. In gleicher Weise können Beschlüsse 
auf brieflichem oder telefonischem Weg, per Telefax oder E-Mail gefasst werden, 
wenn sich alle Gesellschafter an der Beschlussfassung beteiligen und kein Gesell­
schafter der Art der Beschlussfassung widerspricht. Formlos gefasste Beschlüsse sind 
den Gesellschaftern von der Geschäftsführung schriftlich zu bestätigen; Ziffer 12.1. 
gilt sinngemäß. 

10.4. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als 85% des Stammka­
pitals vertreten ist. Kommt eine beschlussfähige Gesellschafterversammlung nicht zu­
stande, so ist auf Verlangen der Geschäftsführung oder eines Gesellschafters eine neue 
Gesellschafterversammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen, die olme 
Rücksicht auf die Höhe des vertretenen Stamm1capitals beschlussfähig ist, wenn in der 
Einladung hierauf ausdrücklich hingewiesen wurde und die neue Gesellschafterver­
sammlung nicht später als 6 (sechs) Wochen nach der nicht beschlussfähigen Ver­
sammlung stattfindet; für die Einberufung gilt Ziffer 10.1. entsprechend. 

10.5. Die Beschlüsse der Gesellschafterversamm1ung werden, soweit das Gesetz oder dieser 
Gesellschaftsvertrag nicht eine andere Mehrheit vorschreiben, mit einfacher Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gefasst. Das Stimmrecht richtet sich nach dem Nennbetrag 
der vertretenen Geschäftsanteile. Je Euro 50,- (in Worten: Euro fünfzig) eines Ge­
schäftsanteils gewähren eine Stimme. 
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10.6. Außer den gesetzlich bestimmten und den an anderer Stelle dieses Gesellschaftsver­
trages erwähnten Gegenständen bedürfen die Beschlüsse hinsichtlich der nachfolgen­
den Gegenstände einer qualifizierten Mehrheit von mindestens 75% des vorhandenen 
Stammkapitals: 

10.6.1. 

10.6.2. 

10.6.3. 

10.6.4. 

10.6.5. 

10.6.6. 

10.6.7. 

10.6.8. 

10.6.9. 

10.6.10. 

10.6.11. 

10.6.12. 

10.6.13. 

Veräußerung des Gesellschaftsvermögens als Ganzes oder zu einem we­
sentlichen Teil einschließlich der Beschlussfassung über die Liquidation 
der Gesellschaft; 

Erwerb, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken und grundstücks­
gleichen Rechten; Verrugungen über gewerbliche Schutzrechte; 

Änderungen des Gesellschaftsvertrages einschließlich der Beschlussfas­
sung über Verschmelzung, Spaltung bzw. Formwechsel der Gesellschaft 
auf der Grundlage des Umwandlungsgesetzes; 

Feststellung des Jahresabschlusses auf Vorschlag der Geschäftsführung; 

Verwendung des Jahresergebnisses; Einstellung von Gewinnbeträgen in 
Rücklagen, Vermeln'ung oder Verminderung von Rücldagen sowie Kapi­
talerhöhung aus Gesellschaftsmitteln; 

Entlastung der Geschäftsführung und Wahl des Abschlussprüfers; 

Bestellung und Abberufung von Geschäftsführern einschließlich des Ab­
schlusses, der Änderung sowie der Beendigung von Geschäftsführeranstel­
lungsverträgen; 

Beschlüsse gemäß Ziffer 6 (Anderung der Vertretungsbefugnis) und Ziffer 
16 (Verfügungen über Geschäftsanteile); 

Freistellung vom Wettbewerbsverbot gemäß Ziffer 20; 

Einziehung und Abtretung von Geschäftsanteilen gemäß Ziffer 17 bzw. 
Ziffer 19; 

, 
Zustimmung zn Maßnahmen der Geschäftsführung, die an die Zustim-
mung der Gesellschafterversammlung gebunden sind. 

Znstimmnng znr Jahresplanung, insbesondere Budgetplannng flir das je­
weils folgende Geschäftsjahr; 

Eingehung von Gesellschaftsverhäitnissen jeder Art einschließlich stiller 
Beteiligungen und aller Absprachen, die dem anderen Vertragsteil eine Be­
teiligung am Gewinn der Gesellschaft gewähren oder eine von der Höhe 
des Gewinns abhängige Vergütung einräumt. 
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10.6.14. Schaffung oder Ausgabe neuer Anteile, einschließlich der Gewährung von 
Bezugsrechten auf neue Anteile; 

10.6.15. Beschlüsse über Abschluss, Beendigung oder Änderung von Verträgen, 
die eine wesentliche Einschränkung potentieller untemehrnerischer Aktivi­
täten der Gesellschaft zur Folge haben könnten, insbesondere Verkauf oder 
Verpachtung der wesentlichen Wirtschafts güter der Gesellschaft sowie 
Gewinnabführungs- und sonstige Untemehrnensverträge im Sinne der §§ 
291 ff. AktG, Eingliederungen im Sinne der §§ 319 ff. AktG und Um­
wandlungen. 

10.6.16. sonstige Angelegenheiten, für die dieser Gesellschaftsvertrag diese Mehr­
heit ausdrücklich verlangt. 

10.7. Steht ein Geschäftsanteil mehreren Personen gemeinschaftlich zu, so haben diese ei­
nen gemeinsamen Vertreter zu benennen, der das mit dem Geschäftsanteil verbundene 
Stimmrecht ausübt. Erwirbt oder fällt einer minderj ährigen Person ein Anteil an der 
Gesellschaft zu, so ist ebenfalls ein gesetzlicher Vertreter zu benennen. Ist ein Vertre­
ter gemäß Satz 1 oder 2 nicht benannt, ruht das Stimmrecht bis zur rechtsgültigen Be­
nelIDung eines Vertreters. 

11. Einberufung 

11.1. Die ordentliche GesellschafterversanmJlung findet statt, sobald der Jahresabschluss 
erstellt ist und, soweit erforderlich, der Prüfungsbericht des Abschlussprüfers vorliegt. 
In der ordentlichen Gesellschafterversammlung ist Beschluss zu fassen über: 

11.1.1. Feststellung des Jahresabschlusses auf Vorschlag der Geschäftsflihrung; 

11.1.2. Verwendung des Bilanzgewinnes; 

11.1.3. Entlastung der Geschäftsfiihrung; 

11.1.4. WalIl des Abschlussprüfers; 

11.1.5. sonstige Punkte der Tagesordnung. 

11.2. Außerordentliche GesellschafterversanmJlungen sind einzuberufen, wenn 

11.2.1. 

11.2.2. 

die Geschäftsführung dies im Interesse der Gesellschaft fiir notwendig hält 
oder 

Gesellschafter, die mindestens 10% des Stammkapitals der Gesellschaft 
halten, die Einberufung verlangen. 
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12. Niederschrift 

12.1. Über jede Gesellschafterversammlung ist ein Protokoll anzufertigen. Dieses soll ent­
halten: 

12.1.1. Tag, Ort und Zeit der Versammlung; 

12.1.2. Namen der anwesenden oder vertretenen Gesellschafter; 

12.1.3. Tagesordnung und Anträge; 

12.1.4. Ergebnis der Abstimmung sowie Wortlaut der gefassten Beschlüsse; 

12.1.5. Angaben über die Erledigung sonstiger Anträge. 

12.2. Das Protokoll ist von einem der anwesenden Gesellschafter, der aufgrund eines Mehr­
heitsbeschlusses bestimmt wird, zu erstellen lmd von diesem zu unterzeichnen. 

13. Vertretung in Gesellschafterversammlungen 

13.1. Jeder Gesellschafter kann sich bei der Beschlussfassung vertreten lassen. Vertreter 
haben sich durch schriftliche Vollmacht auszuweisen. 

13.2. Gesellschaftern, die in der Gesellschafterversammlung weder anwesend noch vertreten 
waren, sind gefasste Beschlüsse unverzüglich per Einschreiben/Rückschein mitzutei­
len, sofern der Empfang nicht anderweitig bestätigt wird. Ein Gesellschafter, der bei 
der Beschlussfassung selbst mitgewirkt hat oder zugegen war, kann einen Beschluss 
innerhalb von einem Monat nach dem Tag der Beschlussfassung anfechten; ftir andere 
Gesellschafter beginnt diese Frist mit dem Tag der Erlangung der Kenntnis nach Satz 
1. 

N. 
Ergebnisverwendung 

14. Jahresabschluss 

14.1. Für den Jahresabschluss, den Lagebericht und für die Pflicht zur Offenlegung dieser 
und der dazugehörigen Unterlagen gelten die gesetzlichen Vorschriften, insbesondere 
die §§ 238 ff. HGB. 

14.2. Über die Verwendung des Jahresergebnisses sowie die Auflösung von Rücklagen, die 
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flir die Gesellschaft nicht mehr als erforderlich angesehen werden, entscheidet die Ge­
seIlschafterversammlung. 

14.3. Für den Fall eines positiven Iahresergebnisses ist die Geschäftsfiihrwlg berechtigt und 
verpflichtet, nach Bildung von angemessenen Rücklagen und Rückzalliung sämtlicher 
der Gesellschaft gewährten Gesellschafterdarlehen einen Betrag in Höhe von 100% 
des Iahresergebnisses im Folgejahr für gemeinnützige oder wohltätige Zwecke zu 
verwenden, wobei der Betrag als Spende steuerlich abzugsfahig sein muss. Die Ent­
scheidung über die konkrete Höhe obliegt der Gesellschafterversammlung. Der Ge­
seIlschafterbeschluss bedarf einer qualifizierten Mehrheit von mindestens 75% des 
vorhandenen Stammkapitals. 

15. Leistungsverkehr mit Gesellschaftern 

15.1. Der Gesellschaft und ihren Beteiligungsuntemehmen ist außerhalb eines gesetzlichen 
Vorschriften entsprechenden Gewinnverteilungsbeschlusses untersagt, entgeltlich oder 
unentgeltlich, durch Rechtsgeschäft oder in sonstiger Weise einem Gesellschafter oder 
einer einem Gesellschafter nahe stehenden natürlichen oder juristischen Person Leis­
tungen irgendwelcher Art zu gewähren. Ausgenommen sind Leistungen, die auf 
Grundlage von mit Zustimmung der Gesellschafterversammlung abgeschlossenen 
Verträgen erfolgen. 

15.2. Werden dem Leistungsempfänger Vorteile irgendeiner Art gewährt, die unabhängigen 
Dritten unter gleichen oder ähnlichen Umständen nicht gewährt worden wären, die 
steuerlich als verdeckte Gewinnausschüttungen anzusehen wären oder gegen § 30 
GmbH-Gesetz verstoßen, ist der Begünstigte zur Rückgewähr des Erhaltenen nebst 
angemessener Zinsen verpflichtet. Ist der uunüttelbar Begünstigte nicht Gesellschafter, 
so ist der dem Begünstigten nahe stehende Gesellschafter zur Rückgewähr verpflich­
tet. Der Ersatzanspruch entsteht mit der Leistung. Er kaun auch mit Gewinnansprü­
chen des jeweiligen Gesellschafters aufgerechnet werden. 

v. 
Änderung der Beteiligungsverhältnisse 

16. Verfügungen über Geschäftsanteile 

Rechtsgeschäftliehe Verfügungen jeglicher Art über Geschäftsanteile oder Teile dar­
aus bedürfen zu ihrer Wirksamkeit eines zustimmenden Beschlusses der Gesellschaf­
terversammlung mit einer qualifizierten Mehrheit von mindestens 75 % des vorhande­
nen Stammkapitals. Dies gilt auch für jede Begründung oder Beendigung von Unter-
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beteiligungen, stillen Gesellschaften, Treuhandschaften, Pfandrechten oder wirtschaft­
lich vergleichbaren Rechtsverhältnissen. 

Einziehung 

I. Die Einziehung eines Geschäftsanteils eines Gesellschafters mit dessen Zustimmung 
ist zulässig. 

~. Die Einziehung des Geschäftsanteils eines Gesellschafters ohne dessen Zustimmung 
ist zulässig, wenn 

17.2.1. 

17.2.2. 

17.2.3. 

17.2.4. 

17.2.5. 

der Geschäftsanteil von einern Gläubiger des Gesellschafters gepfandet 
oder sonst wie in den Geschäftsanteil vollstreckt wird und die Vollstre­
ckungsmaßnahmen nicht innerhalb von 2 (zwei) Monaten aufgehoben 
werden; 

über das Vermögen des Gesellschafters ein Insolvenzverfahren eröffuet 
oder die Eröffuung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt 
wird oder der Gesellschafter die Richtigkeit seines Vermögensverzeichnis­
ses an Eides Statt zu versichern hat; 

in der Person des Gesellschafters ein seine Ausschließung rechtfertigender 
wichtiger Grund, insbesondere bei grober Verletzung gesellschaftsvertrag­
licher Verpflichtungen, vorliegt; 

ein mit der Gesellschaft bestehendes Dienst- oder Arbeitsverhältnis eines 
in der Gesellschaft tätigen Gesellschafters von der Gesellschaft wegen der 
rechtskräftigen Verurteilung des Gesellschafters aufgrund eines von die­
sem begangenen, gegen die Gesellschaft gerichteten Eigentums- und/oder 
sonstigen Vermögensdeliktes gekündigt worden ist; 

der Gesellschafter stirbt und der oder die betreffenden Erben bzw. Ver­
mächtnisnehmer ihre hierdurch erworbenen Geschäftsanteile nicht inner­
halb einer Frist von drei Monaten nach Aufforderung durch die Gesell­
schaft auf einen Gesellschafter ihrer Wahl als Treuhänder übertragen. Der 
Treuhänder darf in der Freiheit der Stirnrnabgabe keinen vertraglichen Be­
schränkungen unterliegen. Bis zur Benennung des uneingeschrtlnkt Be­
vollrnächtigten ruht das S tirnrnrecht. 

Steht ein Geschäftsanteil mehreren Berechtigten gemeinschaftlich (außer in Erbenge­
meinschaft) zu, so ist die Einziehung auch zulässig, wenn die Voraussetzungen gemäß 
17.2. nur in der Person eines Mitberechtigten vorliegen. 
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17.5. Vom Zeitpunkt des Zugangs der Mitteilung über den Einziehungsbeschluss beim Ge­
sellschafter bis zur endgültigen Wirksamkeit der Einziehung ruht das Stimmrecht des 
betroffenen Gesellschafters. 

18. Einziehungsvergütung 

18.1. Die Einziehung gemäß Ziffer 17 erfolgt gegen Vergütung. Die Vergütung besteht in 
einem Gesamtbetrag in Höhe des Nominalwerts der eingezogenen Geschäftsanteile 
zuzüglich einer Verzinsung von 12% p.a. zuzüglich des 12-Monats-Euribors seit Er­
werb der Geschäftsanteile. 

18.2. Die Einziehungsvergütung ist 6 (sechs) Monate nach Erklärung der Einziehung durch 
die Geschäftsführung der Gesellschaft zahlbar. 

18.3. Falls, soweit und solange Zahlungen gegen § 30 Abs. 1 GmbHG verstoßen würden, 
gelten Zahlungen auf den Hauptbetrag als zwn vereinbarten Satz verzinslich gestun­
det, Zinszahl ungen als unverzinslich gestundet. 

18.4. Der ausscheidende Gesellschafter ist nicht berechtigt, von der Gesellschaft Sicher­
heitsleistungen flir die jeweils ausstehenden Zahlungen einschließlich Zinsen zu ver­
langen. 

19. Abtretung statt Einziehung 

19.1. Soweit die Einziehung eines Geschäftsanteils zulässig ist, kann die Gesellschafterver­
sammlung - ohne Stimmrecht des ausscheidenden Gesellschafters - stattdessen verlan­
gen, dass der Geschäftsanteil an die Gesellschaft oder eine von ihr bezeichnete Person, 
bei der es sich auch wn einen Gesellschafter handeln kann, abgetreten wird, und zwar 
auch dergestalt, dass der Geschäftsanteil teilweise eingezogen wird und im übrigen an 
die Gesellschaft oder die von ihr bezeichnete Person abzutreten ist. 

19.2. Soweit die Gesellschaft statt der Einziehung des Geschäftsanteils dessen Abtretung an 
sich oder eine von der Gesellschaft bezeichnete Person verlangt, gelten die Bestim­
mungen der Ziffer 18 entsprechend mit der Maßgabe, dass die Vergütung für den ab­
zutretenden Geschäftsanteil von dem Erwerber des Geschäftsanteils geschuldet wird 
und die Gesellschaft für deren Zahlung wie ein Bürge, der auf die Einrede der Voraus­
klage verzichtet hat, haftet. § 30 Abs. I GmbHG bleibt unberührt. 

VI. 
Schluss bestimmungen 
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Wettbewerbsverbot 

.1. Einem geschäftsführenden oder auf die Geschäftsführung Einfluss nehmenden oder 
auf andere Weise in oder für die Gesellschaft aufgrwld eines AnstellWlgsverhältnisses 
tätigen Gesellschafter ist es Wltersagt, Wllllittelbar oder mittelbar für eigene oder frem­
de RechnWlg Geschäfte im Geschäftszweig der Gesellschaft oder eines mit ihr ver-

, bWldenen Unternehmens zu tätigen, ein Konkurrenzunternehmen zu erwerben oder 
sich an einem solchen zu beteiligen oder es auf andere Weise zu unterstützen. Dieses 
Verbot gilt auch innerhalb von zwei Jahren nach dem Ausscheiden dieses Gesellschaf­
ters aus der GeschäftsführWlg der Gesellschaft bzw. nach Beendigung einer sonstigen 
Tätigkeit itn Sinne von Satz I. Die Gesellschaft hat in diesem Fall Wld für diesen Zeit­
ramn dem Geschäftsführer eine angemessene KarenzentschädigWlg in Höhe von 75 v. 
H. der letzten Bezüge zu zalllen, wenn Wld soweit sie ihn nicht vom Wettbewerbsver­
bot befreit. 

2. Über vertrauliche Angaben und Geheimnisse der Gesellschaft namentlich Betriebs­
Wld Geschäftsgeheimnisse, die den Gesellschaftern durch ihre Tätigkeit bekarmt ge­
worden sind, haben sie Stillschweigen zu bewahren. 

3. Als KonkurrenzWlternehmen gilt jedes Unternehmen, das Geschäfte im direkten Wett­
bewerb, in einem Geschäftszweig Wld innerhalb des jeweiligen räumlichen Tätigkeits­
bereiches der Gesellschaft betreibt; Anteilsbesitz, der weniger als 2% aller Anteile am 
Gesellschaftskapital beträgt, zu Investitionszwecken gehalten wird Wld keinen Ein­
fluss auf die Organe des betreffenden Unternehmens vermittelt, gilt nicht als Beteili­
gung im Sinne von 20.1. Satz 1. 

4. Im Falle jeder ZuwiderhandlWlg gegen das Wettbewerbsverbot hat der Zuwiderhan­
delnde für jeden Fall der ZuwiderhandlWlg eine Vertragsstrafe in Höhe von € 20.000,­
(in Worten: Euro zwanzigtausend) an die Gesellschaft zu zallien. Je zwei Wochen ei­
ner fortgesetzten ZuwiderhandlWlg gelten als =bhängige Wld selbständige Zuwider­
handlWlg. Das Recht, Schadensersatz oder UnterlassWlg zu verlangen, wird durch die 
ZalllWlg der Vertragsstrafe nicht berührt. Die Vertragsstrafe wird auf den Schadenser­
satz angerechnet. 

Gerichtsstand 

Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft. 
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bedürfen der Schriftform, soweit nicht gesetzlich eine notarielle Beurkundung vorge­
schrieben ist. Dies gilt auch für die Abbedingung des Formerfordemisses. 

23. Sonstiges 

23.1. Falls einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam sein sollten, 
oder dieser Gesellschaftsvertrag Lücken enthält, wird dadurch die Wirksamkeit der 
übrigen Bestimmungen nicht berührt. Die Gesellschafter verpflichten sich, anstelle 
dieser unwirksamen Bestimmungen diejenigen wirksamen Bestimmungen in diesem 
Gesellschaftsvertrag zu vereinbaren, weIche dem Sinn und Zweck der unwirksamen 
Bestimmungen am meisten entsprechen. Im Falle von Lücken verpflichten sich die 
Gesellschafter diejenigen wirksamen Bestimmungen in diesem Gesellschaftsvertrag zu 
vereinbaren, welche nach dem Sinn und Zweck dieses Vertrages vereinbart worden 
wären, hätte man die Angelegenheit von vornherein bedacht. 

23.2. Dieser Vertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland. 

23.3. Dien Gründungskosten (Handelsregister, Bekanntmachungen, Beratungen, Notar) 
trägt die Gesellschaft bis zu einem Betrag von 1500 EUR. 
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